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KURZ KOMMENTIERT

Langzeitarbeitslosigkeit

Vielschichtiges Problem

M it massiven Lohnkostenzuschüssen an A rb e itg e b e r- 
1,5 Mrd. DM in den nächsten 3V2 Jahren, um die E inste l
lung von rund 60 000 A rbeitslosen zu erm öglichen, die 
länger als ein Jahr keine A rbeit hatten -  will A rbe itsm in i
ster Blüm der Bekäm pfung der Langzeitarbeitslosigkeit 
einen neuen Impuls geben. Der Schritt war zweifellos 
überfällig.

Trotz des langen Aufschwungs und des kräftigen B e
schäftigungswachstums ist die Langzeitarbeitslosigkeit 
bis zuletzt nahezu ununterbrochen gestiegen. F lankie
rende Hilfe des Staates ist nötig, und die bisherigen ar
beitsmarktpolitischen Instrum ente genügen offensicht
lich nicht. Der w ichtigste Vorteil von Lohnkostenzu
schüssen etwa gegenüber ABM -Stellen und Q ualifiz ie
rungsmaßnahmen ist die M öglichkeit der P raxiserfah
rung auf dem regulären A rbeitsm arkt und dam it auch die 
größere Chance zur W iedereingliederung. Sinnvoll ist 
die Ausrichtung auch auf Arbeitslose, die „e rs t" ein Jahr 
ohne Beschäftigung sind. So kann bereits frühzeitig der 
Gefahr, daß sich hartnäckige Langzeitarbeitslosigkeit 
herausbildet, entgegengew irkt werden; M itnahm eef
fekte müssen allerd ings in Kauf genom m en werden.

Allerdings werden Lohnkostenzuschüsse allein die 
Beschäftigungschancen für Langzeitarbeitslose nicht 
entscheidend verbessern können. Das Problem ist allzu 
vielschichtig; oft verbergen sich hinter Langzeitarbeits
losigkeit mehrere A rbeitsm arktris iken -  feh lende Q ua lifi
kation, Alter über 50 Jahre, gesundheitliche E inschrän
kungen. Um einen nachhaltigen Impuls zu erzielen, sind 
weitere Schritte nötig, vor allem eine besondere Initia
tive derTarifpartner. Im H inblick auf die W iedere ing liede
rung einer größeren Zahl von Langzeitarbeitslosen so ll
ten Qualifizierungsm aßnahm en, aber auch besondere 
Einstiegstarife und Arbeitsbedingungen erwogen 
werden. sp

Banken

Mehr Wettbewerb im Finanzsektor?

Ohne Zweifel verfügen Banken generell und Großban
ken insbesondere über Macht, da sie bei größeren Kre
diten über Wohl und W ehe von Kreditnehm ern m it ent
scheiden. Diese Macht steigt m it zunehm ender W ettbe
werbsbeschränkung, etwa wenn F inanzierungsarten
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bestim m ten Institutsgruppen Vorbehalten bleiben, wenn 
Großbanken nicht nur Kreditmärkte, sondern auch Kapi
talm ärkte dom inieren, wenn sie sehr hohe Nichtbanken- 
Beteiligungen halten dürfen, wenn Kreditinstitute dem 
Einfluß des Karte llgesetzes entzogen und weitgehende 
personelle Verflechtungen zugelassen werden. Be
schränkt wird der W ettbewerb ebenfalls, wenn EG-Re- 
g ierungen die Chance einer Belebung ab 1993 dadurch 
vertun, daß sie die bereits anrollende Banken-Fusions- 
welle noch kräftig unterstützen.

Vor d iesem  Hintergrund ist es nur zu begrüßen, wenn 
sich vie le Politiker für m ehr W ettbewerb im Finanzsektor 
einsetzen. Fraglich ist allerdings, ob die seitens der FDP 
vorgeschlagene Reduzierung von Bankenbete iligun
gen auf 15% des N ichtbanken-Kapitals die geeignetste 
M aßnahm e dazu ist. E rfolgversprechender wäre etwa 
die Reservierung des W ertpapiergeschäfts für Makler 
oder ähnliche Spezialisten und eine w eitergehende Be
te iligungs-Reduzierung für die Banken, wobei die M ono
polkom mision z.B. 5%  vorschlägt. Selbst eine solche 
Herabsetzung muß aber ihr Z iel verfehlen, wenn es um 
gesam tw irtschaftliche Problem fälle geht, bei denen der 
Staat Banken m eist zur Beteiligung drängt. Der Anlaß zu 
dem Vorstoß der FPD -  die anstehende Fusion zw i
schen MBB und Daim ler-Benz unter Beteiligung der 
Deutschen Bank -  dürfte aber gerade ein solcher Fall 
sein. Sinnvoller wäre es zudem, gleich auf EG-Ebene zu 
kämpfen; denn die vorgesehene EG-Beteiligungs-Be- 
grenzung auf 10% der Banken-E igenm ittel würde die 
Deutsche Bank kaum zwingen, ihren Daim ler-Anteil zu 
reduzieren. de

Energiepolitik

Säule eingerissen

D a s  Tempo, mit dem die Bundesregierung eine jahre
lang als unverzichtbar ge ltende Säule ihrer Energiepoli
tik plötzlich einreißt, ist beachtlich. Überrascht haben 
wird der je tzt offiziell verkündete Verzicht auf die W ieder
aufarbeitung abgebrannter Kernbrennstäbe allerdings 
wohl niem anden, nachdem  die E lektriz itätsw irtschaft 
vor wenigen W ochen klargestellt hatte, daß sie an der 
kostspieligen Anlage nicht mehr interessiert ist.

Die Um stände der Beendigung des Projekts stellen 
der Energiepolitik der Bundesregierung kein gutes 
Zeugnis aus. Denn daß die von der Politik zum einzig 
richtigen Weg erklärte Konzeption der nationalen W ie
deraufarbeitung auch gleichzeitig die teuerste ist, war 
seit langem bekannt. Trotzdem wurde in Bonn -  anders
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als bei den Kraftwerksbetreibern -  versäum t, über eine 
A lternative zu dem  um käm pften Bau in W ackersdorf 
nachzudenken. Dies ist ein weiteres Beispiel für die prin
zip ielle Unfähigkeit der Politik, einmal getroffene Ent
scheidungen über Großprojekte zu korrigieren, wenn 
deren ökonom ischer Sinn zweife lhaft wird. Steuerzahler 
und Strom kunden m ögen sich dam it trösten, daß es sich 
bei der W iederaufarbeitungsanlage angesichts des erst 
geringen Baufortschritts um eine vergle ichsweise billige 
Fehlplanung handelt.

Die G egner des Projekts werden sich über die E inste l
lung freuen. Sicherlich erscheint vie len von ihnen das 
Ende von W ackersdorf als problem atischer Sieg, weil 
die Risiken, die mit derartigen Anlagen verbunden sind, 
je tz t nur ins benachbarte Ausland verlagert werden. An
dererseits eröffnet sich die Chance, daß W ackersdorf 
mit dem angekündigten Bau einer Solarze llenfabrik zu 
einem Zentrum  für a lternative Energietechniken 

wird. km

Stromtarife

Neue Einsparungsmöglichkeiten

D ie  geltenden Strom tarife werden seit langem mit dem 
Hinweis kritisiert, sie förderten aufgrund ihrer Kom bina
tion von festem  Grundpreis und niedrigem  Arbeitspreis 
den verschwenderischen Umgang mit der „Ede lener
g ie “ . Reform vorschläge stießen jedoch im m er w ieder 
auf e inm ütige Ablehnung bei der E lektrizitätsw irtschaft, 
die wohl auch um die Auslastung ihrer reichlichen Kapa
zitäten fürchtete. Das mag ein Grund dafür sein, daß der 
je tzt von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf für 
eine neueTarifordnung ab 1990, die den sparsam en E in
satz von Strom belohnen und Nachfragespitzen ab
bauen soll, erst nach zehnjährigem  Bem ühen zustande 
kam.

In der Vorlage wird zwar die Aufteilung des Tarifprei
ses in eine feste und eine variable Kom ponente be ibe
halten, doch kann der Kunde künftig durch eine Verrin
gerung des Strom verbrauchs nicht nur Einsparungen 
entsprechend dem Arbeitspreis erzielen, sondern auch 
den Grundpreis reduzieren. Der Grundpreis für Haus
halte, Unternehm en und Landw irte wird näm lich nicht 
mehr nach der Anzahl der Räume, dem  Gerätebestand 
bzw. der Fläche festgesetzt, sondern aus dem  tatsäch li
chen Strom verbrauch abgeleitet.

Ob die geplante Tarifreform das Verhalten der S trom 
verbraucher w ie gewünscht beeinflussen wird, ist aller
dings zweifelhaft. So dürfte der neue Tarif für viele, die

schon ihre heutige Strom rechnung nicht verstehen, zu 
kom pliziert sein, um daraus die energiepolitisch ange
strebten Konsequenzen zu ziehen. Für die m eisten Tarif
kunden sind die eingebauten Sparanreize ohnehin nur 
indirekt w irksam . Auch wenn die geplante Tarifordnung 
insgesam t in die richtige Richtung weist, wird sie alles in 
allem  wohl nur wenig zur Ausschöpfung des Spar- 
potentia ls für Energie beitragen. ma

US-Handelspolitik 

Kontraproduktives Druckmittel

N a ch  der Bestandsaufnahm e verm eintlich unfairer 
Handelspraktiken in 34 Ländern und zwei regionalen 
Handelsblöcken hat Carla Hills, die Handelsbeauftragte 
des am erikanischen Präsidenten, nun fünf Praktiken in 
drei Ländern ausgewählt, die gemäß dem  vielzitierten 
„Super-301“ des US-H andelsgesetzes vorrangig be
käm pft werden sollen. Sie reichen von mengenmäßigen 
Einfuhrbeschränkungen in Brasilien über eine auslän
derfe indliche öffentliche Auftragsvergabe bei Satelliten 
und Supercom putern in Japan bis zur Abschließung des 
Versicherungsm arktes in Indien.

Die Prioritätenliste ist freilich wesentlich kürzer als be
fürchtet geraten. So hat überrascht, daß die EG und ein
zelne M itgliedstaaten der G em einschaft sow ie Südko
rea und Taiwan nicht aufgeführt sind. Das G egeninven
tar der EG mit einer Fülle fragwürdiger, von den USA 
selbst praktizierter Im portrestriktionen scheint in Wa
shington seinen Eindruck nicht verfeh lt zu haben, wäh
rend Südkorea und Taiwan vorsorglich verschiedene Li
beralis ierungsschritte e ingele itet hatten, die zur „Ver
schonung“ führten. Dennoch ist das Vorgehen der USA 
auf der d iesjährigen O ECD-M inisterkonferenz zu Recht 
auf scharfen Protest gestoßen: es handle sich um eine 
Bedrohung der m ultilateralen Handelsordnung, die 
nicht hingenom m en werden könne, so der neue japani
sche M in isterpräsident Uno; e inze lne GATT-Mitglieder 
sollten sich nicht zu R ichtern aufschw ingen (EG-Außen- 
kom m issar Andriessen).

Angesichts der geschlossenen Abwehrfront hat Carla 
Hills Konzessionsbereitschaft s ignalis iert: die nunmehr 
unverzüglich aufzunehm enden Verhandlungen m it Ja
pan, Brasilien und Indien „könn ten “ in das GATT hinein
getragen werden. D ieser Weg bietet sich an, zum al das 
S treitsch lichtungsverfahren des GATT in der Uruguay- 
Runde erheblich gestrafft worden ist. Dem gegenüber ist 
die unilaterale „B rechstange“ ein kontraproduktives 
Druckm ittel. ko
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